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I 0146/2018 (BJD) 

Interpellation Philippe Arnet (FDP.Die Liberalen, Lohn-Ammannsegg): Fahrende am 

Standort Luterbach-Attisholz-Flumenthal (07.11.2018)  

 

Im Kanton geben „Fahrende“ respektive deren Standorte und Standplätze immer wieder zu 

reden. In Luterbach-Attisholz-Flumenthal waren diesen Sommer während 6 Monaten Fahren-

de Romas vor Ort. Dies gab in der Bevölkerung grosse Verunsicherungen und Unzufrieden-

heit. Das Problem war auch in den Tagesmedien immer wieder Mal Thema. 

Vorab müsste sich der Kanton wohl Gedanken machen, ob die Fahrenden generell ein Prob-

lemthema sind oder ob es nicht „Romas“ sind, die auf Widerstand stossen. Damit sind Perso-

nen gemeint, welche ohne festen Wohnsitz, meistens mit ausländischen Fahrzeugkennzei-

chen, Plätze und Areale in Beschlag nehmen, in grossen Gruppen anreisen und sich teilwei-

se/oft nicht an unsere Werte, Gesetze und Vorschriften halten. 

Diesen Sommer sind in Luterbach-Attisholz-Flumenthal sehr viele Romas angereist und es gab 

entsprechende Probleme wie z.B. Mehrverkehr, Fäkalien und Abwasser ohne Anschluss an die 

Kanalisation, Abfall, Betreiben von Handel und Gewerbe etc. Daher folgende Fragen: 

1. War der Standort in Luterbach-Attisholz-Flumenthal bewilligt? 

2. Haben Kontrollen über die Einhaltung der geltenden Gesetze stattgefunden (z.B. den 

Umgang mit Fäkalien, Abfall, Abwasser, Zulassung/Sicherheit von Motorfahrzeugen etc.)? 

3. Ist bekannt, dass die „Fahrenden“ an diesen Standorten aktiv das Betreiben von Gewer-

betätigkeiten versucht haben (z.B. einfachere Garten-/ Handwerkerarbeiten, Streichen, 

Schweissen, Schleifen, Handeln mit verschiedenen Gegenständen etc.)? 

4. Wenn ja, wurde dagegen etwas gemacht, bestanden Bewilligungen? 

5. Ist dem Kanton bekannt, dass durch die Präsenz und das Verhalten dieser Personen, die 

eigenen, angrenzenden Bewohner sich nicht mehr sicher gefühlt haben? 

6. Ist dem Kanton bekannt, dass im Sommer 2018 bis 80 Wohnwagen mit gegen 500 Perso-

nen vor Ort waren? 

7. Verzeichnet der Kanton einen Mehraufwand und Kosten für involvierte Stellen, wie die 

Polizei, Werkhof etc.? 

8. Gibt es Möglichkeiten, dass zukünftig solche Plätze nicht mehr über mehrere Monate 

genutzt werden können, sprich dass die Personengruppen jeweils schneller zur „Weiter-

fahrt“ geführt werden können, keine Bewilligungen erteilen etc.? 

9. Dürfen Grundstückbesitzer/-mieter die Areale, Plätze und Felder an Fahrende einfach 

vermieten, ohne Einhaltung allfälliger Vorschriften (z.B. allgemeine Nutzungsbestim-

mungen, Fäkalienanschlüsse, Zu- und Wegfahrten, Lärm, Sicherheit der angrenzenden 

Anwohner etc.)? 

10. Oft ist zu vernehmen, dass die Zuständigkeit zwischen Gemeinden und Kanton nicht klar 

ist respektive wer eine allfällige Intervention beantragen, veranlassen muss. Sieht der 

Kanton in diesem Bereich Handlungsbedarf? Führt der Kanton einen Dialog mi den jewei-

ligen Gemeinden? 

 

Begründung 07.11.2018: schriftlich. 

 

In der Bevölkerung besteht Verunsicherung, teilweise Angst, wenn so grosse Gruppen „anrei-

sen“ und sich über Monate vor Ort aufhalten. 



Unsere ortsansässigen Gewerbe/Handwerker sind verpflichtet, Vorschriften, Gesetze und Auf-

lagen entsprechend einzuhalten. Es gibt von verschiedenen Seiten dazu immer wieder Kon-

trollen. Wenn Kontrollen negativ ausfallen, gibt es Bussen, Verweise und/oder allfällige Ver-

fahren. Diese Kontrollen und Vorgaben sollen für alle gleich gelten und angewendet werden. 

 

Unterschriften: 1. Philippe Arnet, 2. Johanna Bartholdi, 3. Christian Scheuermeyer, Michael 

Kummli, Marianne Meister, Verena Meyer, Kuno Tschumi, Beat Wildi, Mark Winkler (9) 


